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Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Die 16. Tagung der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik ist hiermit eröffnet.

Zu Beginn unserer Beratung gedenken wir der Abgeordneten 
Ilse Renate Nierade, Mitglied der Fraktion Bündnis 90/Grüne, 
die auf der Heimfahrt von unserer Sondertagung am Sonntag, 
dem 17. Juni 1990, tödlich verunglückt ist.

(Gedenkminute)

Meine Damen und Herren! Sie haben sich zum ehrenden Ge­
denken unserer Kollegin Ilse Renate Nierade von den Plätzen er­
hoben. Ich danke Ihnen.

Wir begrüßen ganz herzlich die Vertreter des Diplomatischen 
Korps sowie die an unserer Tagung teilnehmenden in- und aus­
ländischen Gäste.

Die Tagesordnung der heutigen Plenartagung liegt den Abge­
ordneten vor. - Es gibt einen Geschäftsordnungsantrag.

Frau Dr. Kaufmann (PDS):

Gemäß §43 der Geschäftsordnung stelle ich im Namen der 
Fraktion der PDS den Antrag zur Aufnahme eines weiteren 
Punktes in die Tagesordnung der Volkskammer. Darf ich ihn 
verlesen?

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Bitte!o
Frau Dr. Kaufmann (PDS):

„Die Fraktion der Partei des Demokratischen Sozialismus 
beantragt, den am 17.6. 1990 in der Plenartagung der Volks­
kammer von der Fraktion der Deutschen Sozialen Union 
eingebrachten Antrag, die DDR möge der BRD mit dem heu­
tigen Tag auf der Grundlage von Artikel 23 des Grundgeset­
zes beitreten, auch an den Auswärtigen Ausschuß zu über­
weisen.

Begründung: Die am 17. Juni mehrheitlich getroffene Ab­
lehnung der Überweisung des Antrags der DSU an den Aus­
wärtigen Ausschuß sollte nochmals überdacht und neu ent­
schieden werden.

1. Die deutsche Vereinigung ist mit sehr weitgehenden au­
ßen- und sicherheitspolitischen Konsequenzen verbunden, 
die zur Zeit Gegenstand der 2+4-Verhandlungen sind.

2. Eine Nichtbehandlung dieses Antrags im Auswärtigen 
Ausschuß könnte folglich zusätzlich als versuchte Abkopp­
lung der deutschen Einigung von den internationalen 
Aspekten durch die Volkskammer verstanden werden. Dies 
kann die bereits jetzt bei unseren europäischen Nachbarn 
vorhandenen Irritationen verstärken.

3. Die Nichtüberweisung des Antrags der DSU an den Aus­
wärtigen Ausschuß steht im übrigen im eklatanten Wider­
spruch zu den diesbezüglichen Erklärungen des Minister­
präsidenten und des Vorsitzenden der SPD-Fraktion auf der 
letzten Sitzung der Volkskammer.“

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. - Ich schlage vor, daß ich zunächst erst einmal die 
Tagesordnung verlese.

Im Mittelpunkt der Tagung stehen die Entschließung der 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik über die 
Grenze zwischen dem vereinigten Deutschland und der Repu­
blik Polen und das Gesetz zum Vertrag über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der DDR und 
der BRD.

Weiter stehen auf der Tagesordnung das Gesetz über die In­
kraftsetzung von Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland in der Deutschen Demokratischen Republik und 
weitere Gesetze: über die Errichtung und das Verfahren der 
Schiedsstellen für Arbeitsrecht, zur Änderung und Ergänzung 
des Arbeitsgesetzbuches, das Schwerbehindertengesetz, das So­
zialhilfegesetz, das Gesetz zur Änderung des Gewerbegesetzes 
der DDR.

Schließlich geht es um die Beratung von Anträgen der Fraktio­
nen und Beschlußempfehlungen von Ausschüssen.

Meine Damen und Herren! Hier gab es einen Geschäftsord­
nungsantrag mit der Bitte, einen zusätzlichen Tagesordnungs­
punkt aufzunehmen. Es geht hier aber lediglich um die Frage der 
Überweisung des Antrages der Deutschen Sozialen Union zu­
sätzlich an den Außenpolitischen Ausschuß. Ich schlage Ihnen 
vor, daß wir über die Überweisung gleich abstimmen. Wer dafür 
ist, daß die Überweisung des Antrages ...

(Kaufmann, Die Liberalen: Frau Präsidentin, ich bitte sehr um 
Verständnis, es muß, da es sich hier um einen Antrag nach § 43 
handelt, dieser Antrag mit einer Zweidrittelmehrheit erst bestä­
tigt werden. Vorher können wir nicht über die Überweisung ab­
stimmen.)

(Vereinzelt Beifall)

Gut, dann werden wir so verfahren.

Wer dafür ist, daß der Antrag der PDS auf die Tagesordnung 
kommt, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - 
Stimmenthaltungen? Da von hier oben die Zahl der Stimmen der 
Befürwortung, der Gegenstimmen und der Enthaltungen sich 
nicht ausgleichen, müßten wir zählen.

Also, die Hälfte der Abgeordneten war dafür, die Hälfte dage­
gen, wenige Stimmenthaltungen. Der Antrag hat damit keine 
Zweidrittelmehrheit erreicht, und somit kommt dieser Punkt 
nicht auf die heutige Tagesordnung.

Ich rufe nun auf den Punkt 1 der Tagesordnung:
Erklärung der Volkskammer zur polnischen Westgrenze
(Drucksache Nr. 91)

Ich werde diese Entschließung am Renderpult verlesen.

„Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik
- im Bewußtsein ihrer Verantwortung vor der deutschen 
und europäischen Geschichte,
- fest entschlossen, dazu beizutragen, die Einheit und Frei­
heit Deutschlands in freier Selbstbestimmung zu vollenden, 
damit Deutschland als gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinigten Europa des Rechts und der Menschenrechte 
dem Frieden und der Freiheit der Welt dienen wird,
- in dem Bestreben, durch die deutsche Einheit einen Bei­
trag zum Aufbau einer europäischen Friedensordnung zu 
leisten, in der Grenzen nicht mehr trennen und die allen eu-
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